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(No. 1044.) Extrakt aus der Allerhoͤchſten Kabinetsorder vom 10ten Mai 1826,, wegen 
Beſchleunigung des Geſchaͤftsganges beim Geheimen Ober⸗Tribunal. i 


: I. den Antrag des Staatsminiſterii im Berichte vom 30ſten vorigen Monats, 
ſetze Ich, zur Beſchleunigung des Geſchaͤftsganges beim Geheimen Ober-Tribu⸗ 
nal, feſt: : 

I. a) Die $. 4. der Verordnung vom 13ten März 1803., wegen Der zur Ent- 
ſcheidung des Geheimen Ober-Tribunals geeigneten Sachen enthaltenen 
Beſtimmungen, über die Ausnahmen von der Entſcheidung des Geheimen 
Ober⸗Tribunals, follen auf alle Rechtsſachen aus den Gerichtsſprengeln 
des Kammergerichts und des Ober-Landesgerichts zu Frankfurt mit 
Ausnahme der Sachen, worin die Kompetenz des Kammergerichts durch 
ſeine Eigenſchaft als Geheimer Juſtizrath begruͤndet iſt, in Anwendung 
kommen. : 

In den Rechtsfachen aus den Gerichtsſprengeln der gedachten Gerichte, in 
welchen die Reviſion zwar zuläffig, die Entſcheidung des Geheimen Ober- 
Tribunals aber ausgeſchloſſen iſt, erkennen in den Untergerichtsſachen, der 
Inſtruktions⸗Senat des Kammergerichts und der erſte Senat des Ober: 
Landesgerichts zu Frankfurt in der Appellations⸗ Inſtanz in den zu ihrem 
Departement gehörigen Sachen, und der Ober-Appellations⸗Senat des 
Kammergerichts und der zweite Senat des Ober⸗Landesgerichts zu Frankfurt 
in der Reviſions⸗Inſtanz in Sachen ihres Departements. Hat die Inſtruk⸗ 
tion erſter Inſtanz beim Kammergerichte geſchwebt, ſo entſcheidet der zweite 
Senat des Ober⸗Landesgerichts zu Frankfurt in der dritten Inſtanz, hat 
die Verhandlung der erſten Inſtanz beim Ober⸗ Landesgericht in Frankfurt 
ſtatt gehabt, ſo entſcheidet der Ober⸗Appellations⸗Senat des Kammergerichts 
in Reviſorio. 

Berlin, den 10ten Mai 1826. 


b 
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Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 
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(No. 1012.) Merhöchfte Kabinetsorder vom 23ften Mai 1826, x betreffend die Beſchlag⸗ 
nahme von Beſoldungen und Penſionen der Staatsbeamten in den Landes⸗ 
theilen, in welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichts⸗ 
ordnung noch nicht geſetzliche Kraft haben. > 3 


Das Staatsminiſterium hat ſich veranlaßt gefunden, unter dem 29ſten Novem⸗ 

ber 1818., in einer Verfuͤgung an das Praͤſidium der Regierung zu Coln feſt⸗ 

zuſetzen: ö | — 
daß die geſetzliche Beſchraͤnkung der Gehaltsabzuͤge nicht der Verfon 
des Schuldners, ſondern des Koͤniglichen Dienſtes wegen beſtimmt 
und keinesweges zivilrechtlicher Natur, ſondern der Preußiſchen admi⸗ 
niſtrativen Verfaſſung eigenthuͤmlich fey und daß daher in den Pro: > 
vinzen, in welchen das Franzoͤſiſche Recht noch Guͤltigkeit hat, nur 
die Preußiſchen Verordnungen zur Anwendung kommen konnen. 


In Hinſicht der Militairperſonen habe Ich bereits durch Meine Order 
vom Sten September 1822. feſtgeſetzt: 
daß in den Provinzen, wo das Allgemeine Landrecht und die Allge⸗ 
meine Gerichtsordnung noch nicht eingefuͤhrt ſind, die Zivilgerichte 
bei Vollſtreckung der Exekutionen die Vorſchriften des Anhanges zur 
Allgemeinen Gerichtsordnung im §. 155. und in den SS. 165 bis 
170. einſchließlich beobachten ſollen. a 


Nach dem Antrage in dem Berichte des Staatsminiſterii vom 16ten d. M. 
9 8 Ich aber auch die vorgedachte Verfuͤgung vom 29ſten November 1818. 
ahin: : 

: daß in Hinſicht der Beſchlagnahme von Beſoldungen und Penfionen 
der Staatsbeamten in allen Landestheilen, in welchen das Allgemeine 
Landrecht und die Allgemeine Gerichtsordnung noch nicht geſetzliche 
Kraft haben, die der Preußiſchen adminiſtrativen Verfaſſung eigen⸗ 
thuͤmlichen Vorſchriften der SS. 160 bis 164. einſchließlich und 168 
bis 170. einſchließlich, des Anhanges zur Allgemeinen Gerichtsord⸗ 
nung, zur Ausfuͤhrung gebracht werden ſollen. 8 


Das Staatsminiſterium hat den gegenwärtigen Kabinetsbefehl, nebſt 
einem Extrakt aus dem Anhang zur Allgemeinen Gerichtsordnung durch die Ge⸗ 
ſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, in fo weit es in Hinſicht 
des letztern bei Publikation Meiner Order vom Sten September 1822. nicht 
ſchon geſchehen iſt, wobei Ich zugleich beſtimme: : 
: ! daß 
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= daß dasjenige, was in dem H. 161. von den Juſtizkommiſſarien ver? 


ordnet worden, auf die Advokaten, Anwaͤlde und Notarien, Anwen⸗ 
dung finden ſoll. N 


Berlin, den 23ſten Mai 1826. . 585 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. | > Seer 


* * 
* 


VVV 
aus dem Anhange zur Allgemeinen Gerichtsordnung. 
: §. 160, 


Auf die Befoldungen und Emolumente der Zivilbeamten findet ein Be⸗ 
ſchlag nur in der Art Statt, daß ein jeder jaͤhrlich 400 Rthlr. freibehaͤlt. Gegen 
diejenigen, welche nur 400 Rthlr. oder weniger Dienſteinkuͤnfte haben, foll dac 
her kein Arreſtſchlag, desgleichen bei den uͤbrigen der Beſchlag nur auf die 
Haͤlfte des, nach Abrechnung der 400 Rthlr., bleibenden Ueberſchuſſes der Be⸗ 
ſoldung und Emolumente geſtattet werden. a 


„46% 


Allen im Allgemeinen Landrecht Theil I. Tit. 10, SS. 68 und 69. ge⸗ 
dachten Beamten, mithin auch den ftädtifchen, geiftlichen und landſchaftlichen, 
kommt die Vorſchrift des F. 160. des Anhanges zu Statten. Ein Gleiches 
gilt in Abſicht der Juſtizkommiſſarien, nicht aber in Abſicht der, als praktiſche 
Aerzte approbirten Doktoren der Medizin. 


S.. 162, 


Auch auf diejenigen, welche aus einem, unter Öffentlicher Verwaltung 
ſtehenden Fond, eine ihnen vom Staate, oder der vorgeſetzten Behörde ange⸗ 
wieſene Penſion beziehen, findet die gedachte Vorſchrift, jedoch mit der Ein⸗ 


ſchraͤnkung, Anwendung, daß ihnen nur 200 Rtblr, ganz und von dem Ueber⸗ 


ſchuß die Haͤlfte frei bleiben ſoll. 
§, 163. > 
Eine Verzichtleiſtung auf die vorftehend feſtgeſetzte Befreiung vom Arreſt⸗ 
ſchlag iſt, ſo wie jede Verpfaͤndung und Anweiſung firirier Beſoldungen, Emo⸗ 
lumente und Penfionen, ohne alle rechtliche Wirkung. : 
L 2 §. 164. 


— 56 — — 


§. 164. 


Die Koͤniglichen Kaſſen koͤnnen nicht mit der unmittelbaren Zahlung der 
Gehaltsabzuͤge für einzelne Gläubiger belaͤſtiget werden. Die jedesmal für die 
Glaͤubiger beſtimmte Summe muß vielmehr an dasjenige Gericht, welches die 
Exekution dirigirt, gezahlt und demnaͤchſt die Einrichtung getroffen werden, daß 
entweder die Vorladung der Glaͤubiger zum Empfange ſofort erfolgt, oder daß 
von dem Gerichte ein Kurator, oder Rendant zum Empfang und zur Diſtribu⸗ 
tion ernannt, von dieſem das Geld zur Stelle gebracht und, wenn die Diſtribution 
oder Zahlung nicht ſogleich geſchehen kann, die erhobene Summe einſtweilen 
zur Aſſervation gegeben wird. 


(Die SS. 168 bis 170. einſchließlich find bereits bei Publikation der 
Allerhoͤchſten Kabinetsorder vom Sten September 1822. Pag. 211. der * 
Sammlung vom Jahr 1822. abgedruckt.) 
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No. 1013.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 17ten Juni 1826., über die Erledigung 
einiger Zweifel, die bei der Anwendung der Beſtimmungen in den SS, III. 
und VII. der Verordnung vom 17ten Januar 1820., bezüglich, auf die 
Veräußerung von Domainen und Staatsgitern in einigen bisher vorge⸗ 
kommenen Fallen, erregt worden ſind. 


Als den Berichten des Staatsminiſteriums und der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden, habe Ich die Zweifel erſehen, die bei der Anwendung der Be— 
ſtimmungen in den $$, III. und VII. der Verordnung vom 17ten Januar 1820. 
„Seite 10. und 12. der Geſetzſammlung), bezüglich auf die Veraͤußerungen von 
Domainen und Staatsguͤtern, in einigen bisher vorgekommenen Faͤllen erregt 
worden ſind, auch habe Ich bereits einzelne Schwierigkeiten, welche die verwal⸗ 
tenden Behoͤrden zur Erledigung der entſtandenen Bedenken Mir angezeigt hatten, 
durch Meine Verfuͤgungen vom 23ſten Februar 1822., 17ten Juli 1823. und 
29 ſten Juli 1824. beſeitigt. Da Ich es jedoch ſowohl im Intereſſe der Staats⸗ 
glaͤubiger als fuͤr die Verwaltung erforderlich finde, allgemeine leitende Grundſaͤtze 
hierin vorzuſchreiben, um einzelne Mißdeutungen fernerhin zu verhuͤten, und die 
Anſpruͤche der Staatsglaͤubiger zu ſichern, ohne der Verwaltung die Mittel zur 
Erfuͤllung der anderweitigen Staatszwecke zu entziehen, ſo ſetze Ich Folgendes feſt: 


I. Die den Staatsglaͤubigern im $. III. der Verordnung vom t 7ten 
Januar 1820., außer der allgemeinen Garantie durch das geſammte Staatsver⸗ 
mögen, zugefagte Spezialgarantie erſtreckt fic) auf ſaͤmmtliches Staatseigenthum, 
das, unter der Benennung der landesherrlichen Domainen, durch das Finanz⸗ 
miniſterium verwaltet wird, und diejenigen etatsmaͤßigen Nutzungen gewaͤhrt, die, 
nach H. VII. No. 1., als Domainen- und Forſtrevenuͤen der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden, zur regelmaͤßigen Verzinſung und Tilgung der Staatsſchulden, 
uͤberwieſen ſind. Auch die dem Staatseigenthum als Domainen einverleibten 
Guͤter der aufgehobenen Kloͤſter und geiſtlichen Stiftungen gehoͤren zu dieſer 
Spezialgarantie, und die Einkuͤnfte derſelben ſind unter den zur Verzinſung und 
Tilgung der Staatsſchulden beſtimmten Domainen- und Forſtrevenuͤen begriffen, 
wenn ſie gleich im H. VII. No. 1. nicht ausdruͤcklich genannt ſind. 


II. Was aus dem Verkaufe oder der Erbverpachtung dieſer unter der vor⸗ Y. ee cas eee 


ſtehenden Beſtimmung begriffenen Domainen an Kauf- oder Erbſtandsgeldern, . wens. ET «Powe 
oder aus Whldfungen von Kanon, Zinſen ꝛc., welche zur Domainen=Verwaltung , bby mo, 
gehören, zur Staatskaſſe vereinnahmt wird, enthält den Erlös aus der Veraͤuß e:: 
rung von Staatsguͤtern, der nach H. VII. No. 2. zur regelmäßigen Tilgung der eee, 
Staatsſchulden uͤberwieſen iſt. e Fai hn due. 


. , Wa ab e ) 
III. Zu re 
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de Auge III. Zu den zufaͤlligen Einnahmen, welche buch die Beſtimmungen Meiner 
e Cn ite, leg en Order an das Staatsminiſterium vom 17ten Januar 1820. . kes 23. der 
, Baim DI oda Geſetzſammlung) dem Staatsſchatze uͤbereignet ſind, gehört!“ 


. uy Faire Fey 7248, I) der Erlös aus der Veraͤußerung oder Erbverpachtung ſolcher Beſitzungen und | 
<A Anlagen des Staats, die nicht unter den Domainen begriffen worden, der 
en. pn, Domainen⸗ Verwaltung nicht beigelegt, und mit ihren Nutzungen dem Til: 
ET gungs- und Verzinſungsfonds der Staatsſchulden nach H. VII. No. 4. nicht 
At 57 gun d, e 1347 úberwiefen find, z. B. die von dem Miniſterium des Innern abhängigen 
Guys Da Paja baun, fes, Huͤtten , Ham Gruben- und Salzwerke, gewerbliche Anlagen, 
GUY Jali, St Aaa gfezo Se, Gebäude aller Art, die nicht zu den Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebaͤuden auf 
Ja Bere 1871. fof. Pane 9 Au den Domainen zu zählen find, als: Militairgebaͤude, Gebaͤude der Steuer⸗ 
Verwaltung, Kollegienhaͤuſer ꝛc., in fofern der Erlös aus dem Verkaufe 
Mage A : nicht den Verwaltungsbehoͤrden, Behufs anderer an bie Stelle Der veraußerten 
tretender Einrichtungen, verbleiben muß. 


Die Erwerber ſolcher vom Staate verduferter Beſitzungen, haben ſich 
daher bei Berichtigung ihres Beſitztitels gegen das Hypothekengericht, nicht 
durch die Quittung der Hauptverwaltung der Staatsſchulden, ſondern durch 
die Quittung der veraͤußernden Behoͤrde, uͤber die Bezahlung der 5 oder 
Erbſtandsgelder auszuweiſen. 


2) Der Entgeld aus Abloͤſungen von Praͤſtationen, die zu den eben genannten, 
nicht unter den Domainen begriffenen Staatsguͤtern, oder aus einem andern, 
als dem domanialgrundherrlichen Rechtstitel gegen den Staat zu leiſten ſind, 
z. B. aus der Ablöfung der Verbindlichkeit eine Fabrikanſtalt fortdauernd 
zu erhalten. 


3) Zurückzuzahlende Darlehne und Vorſchuͤſſe, die aus dem Extraordinario 920 
General-Staatskaſſe an see Kommunen oder Privatperfonen ge: 
geben find. 


IV. Da, gemäß H. VII. No. 3., der Staatsſchulden⸗ Tilgungskaſe der 

Geldbedarf, der ihr aus den Einkuͤnften der Domainen⸗ und Forſtverwaltung 

nicht gewährt wird, aus den Salz-Einkuͤnften jedenfalls ergaͤnzt werden muß; fo 

bedarf dieſelbe keines beſonderen Erſatzes, wenn der Staat in einzelnen Fallen, 

mittelſt Ausuͤbung ſeiner nach den ſtaatsrechtlichen Beſtimmungen der Monarchie 

geſtatteten Befugniß, fuͤr das Beduͤrfniß anderweitiger Staatszwecke, zu deren 

Erreichung die angemeſſenſten Mittel gewaͤhrt werden muͤſſen, uͤber die Subſtanz 

g eines Domainengrundſtuͤcks auch in der Art verfügt, daß ein Theil der bisherigen 
= Einfünfte vom Domainen⸗Etat abgeſetzt wird, z. B. bei Errichtung neuer Militair⸗ 
Etabliſſements, oder, wenn bei der Anlage neuer Schulen, entweder aus domanial⸗ 

grundherrlicher Septie oder zum Beſten einer duͤrftigen Gemeine, die 

Bau⸗ 
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Bauſtellen und die zur Ausſtattung der Schullehrer beſtimmten Laͤndereien vom 
Domainengrunde genommen werden. : 
Ich trage dem Staatsminiſterium auf, dieſen Befehl durch die Geſetz⸗ 
ſäammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, damit ſolcher den Gerichts⸗ 
Behörden bei Berichtigung der Beſitztitel zur Norm diene. 


Berlin, den 17ten Juni 1826. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


